
Vereinbarung zur gemeinsamen Führung der öffentlichen 
Bibliotheken der Gemeinde A und der Gemeinde B 
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Art. 1 
(Inhalt) 

 
Die Gemeinde A und die Gemeinde B kommen zum Zwecke einer fühlbaren 
Einsparung und effizienteren personellen Handhabung überein, die jeweiligen 
örtlichen Bibliotheken in Trägerschaft der Gemeinde durch einen hauptamtlichen 
Bibliothekar zu betreuen, welcher von der Gemeinde (A oder B) beschäftigt wird. 
 
Die Aufteilung der Arbeitszeit des Bibliothekars zwischen beiden Gemeinden erfolgt in 
folgendem Verhältnis: Gemeinde A: x Prozent 

Gemeinde B: y Prozent 
 
Sämtliche Kosten, welche der Gemeinde (A oder B) durch den hauptamtlichen 
Bibliothekar entstehen, werden, nach Abzug allfälliger Landesbeiträge, welche für den 
obgenannten Zweck ausgeschüttet werden, von beiden Gemeinden im Verhältnis zum 
oben festgelegten Aufteilungsschlüssel getragen. Diese umfassen alle Lohn- und 
Lohnnebenkosten, sonstige damit verbundenen Kosten (z.B. Vergütung von 
Fahrtkosten) als auch Kosten, die der Gemeinde (A oder B) im Falle einer allfälligen 
Anstellung eines Ersatzmitarbeiters (z.B. bei Mutterschaftsersatz) entstehen. 
 
Alle sonstigen mit dem Bibliotheksdienst zusammenhängenden Kosten werden von 
der jeweiligen Trägergemeinde getragen. 
 
 

Art. 2 
(Dauer) 

 
Die Vereinbarung erstreckt sich über den Zeitraum vom 01.Jänner 201x und endet mit 
dem 31. Dezember 202x und hat somit eine Mindestdauer von neun Jahren. Es 
besteht die Möglichkeit einer Verlängerung im gegenseitigen Einverständnis mit einer 
eigenen Maßnahme. 
 
Die Vereinbarung kann jederzeit unter Vorankündigung von mindestens einem Jahr 
auch einseitig aufgelöst werden. 
 
 

Art. 3 
(Rechtliche und wirtschaftliche Stellung des Bibliothekars) 

 
Die Gemeinde (A oder B) übernimmt die für den Bibliothekar zu entrichtenden 
Gehaltszahlungen, sowie die vom Gesetz vorgesehenen Versicherungs- und 
Sozialabgaben. 
 
Der Beamte bleibt dienstrechtlich bei der Gemeinde (A oder B) angestellt. Die 
Gemeinde (A oder B) erstattet der Gemeinde (A oder B) die Rückvergütung von 
Entschädigungen und Spesen laut vorliegender Vereinbarung, die Gemeinde (A oder 
B) übermittelt hierfür alljährlich eine Aufstellung der genauen Ausgaben an die 
Gemeinde (A oder B). 
 
 



Art. 4 
(Weisungsbefungnis) 

 
Der Bibliothekar beachtet für die Obliegenheiten der Bibliothek (A oder B) bzw. der 
Bibliothek (A oder B) die Weisungen des jeweils zuständigen Bürgermeisters bzw. 
beauftragten Gemeindereferenten. 
Darüber hinaus bleiben die Befugnisse des Gemeindesekretärs von (A oder B) im 
Sinne der Gemeindeordnung bzw. der Satzung der Gemeinde (A oder B) sowie im 
Rahmen des Dienstrechtes berücksichtigt. 
 
 

Art. 5 
(Abwicklung des Dienstes) 

 
Die Bürgermeister bzw. die zuständigen Gemeindereferenten besprechen sich in 
regelmäßigen Abständen untereinander, um eine bestmögliche Abwicklung des 
Dienstes zu gewährleisten. 
 
Die entsprechende Vorarbeit wird von den beiden Bibliotheksräten durchgeführt. 
 
 

Art. 7 
(Datenschutzbestimmungen) 

 
Im Sinne und gemäß den Auswirkungen des Art. 13 des Legislativdekrets vom 
30.06.2003, Nr. 196 erklären die Vertragsparteien, in ihrer Eigenschaft als Inhaber der 
persönlichen Daten und der Daten der Körperschaft, die sie vertreten, dass sie 
mündlich die entsprechenden Informationen über die Behandlung der Daten, die 
zwecks Abschluss dieses Aktes gesammelt wurden, ausgetauscht haben. 
 

Art. 7 
(Inkrafttreten) 

 
 
Das vorliegende Abkommen gilt in jeglicher Hinsicht mit Wirkung ab dem 1. Januar 
201x. 
 
Gemeinde A und Gemeinde B, am 
 
Gelesen, bestätigt und unterschrieben: 
 
 
Gemeinde A  Gemeinde B 
  
 
(Bürgermeister der Gemeinde A) (Bürgermeister der Gemeinde B) 

 


